
BLICKPUNKT BLEIBERECHT

Appell: Spielräume nutzen
Diskussion zum Bleiberechtl Humanitäre Gesichtspunkte stärker gewichten

LÜNEN• Die bisherige Pra-
xis der Bleiberechtsrege-
lung sei "schlecht ge-
macht" mit unklaren
Rechtsbegriffen.
Das erklärte Erster Beige-
ordneter Günter Klencz
Dienstagabend bei der Po-
diumsdiskussion im Pfarr-
zentrum St. Marien. Daher,
so Klencz, seien viele Erlas-
se und Ausführungsbestim-
mungen notwendig gewe-
sen, um Details für die ört-
lichen Ausländerbehörden
zu klären.

Der Hintergrund der Dis-
kussion: 129 Flüchtlinge,
die seit mindestens acht
Jahren in Lünen wohnen
und eine "Aufenthaltser-
laubnis auf Probe" haben,
drohen mit dem Stichtag rung der Aufenthaltserlaub-
31. Dezember in den Stafus ni5 auf Probe, so Dietrich
der Duldung zurück zu fal- Eckeberg (Diakonie Rhein-
len. Die Krux: Nach aktuei- land/Westfalen-Lippe), der
ler Gesetzeslage müssen sie die Meinung bei der Kirchen
nachweisen, dass sie ihren wiedergab und die Nutzung
Lebensunterhalt überwie-. von Ermessensspielräumen
ge nd selbständig bestreiten seitens der BBhörden
können, was vielen ange- wünschte.
sichts der derzeitigen Wirt- Vor Beginn der Innenmi-
schaftslage schwer fällt. nisterkonferenz in Bremen

Was tun? Pragmatisch zeichnete sich gestern eine
.für 2009 s.ei eine Verlänge- Lösung ab, die auf eine Ver-

Wie weiter mit dem Breiberec'
Gesetzliche Notwendigkeiten und

Geslaltungsmöglichkeilen

Anforderungen an den Gesetzgeber, die Kommune. d
Wohlfahrtsverbände

Lösungen zum Bleiberecht von Flüchtlingen diskutierten (v.l.) Jörg Klärner, Geschäftsführer .des
Caritas-Verbandes mit Dietrich Eckeberg (Diakonie) und Günter Klencz, Erster Beigeordneter der
Stadt Lünen. . .RN-Foto Beuckelmann

längerung des Bleiberechts
hindeutet.

• Grundsatzziel, so betonte
Eckeberg, sei die Öffnung des
Aufenthaltsrechts für lang-
jährig Geduldete und Inte-
grierte und die stärkere Be-
rücksichtigung humanitärer
Gesichtspunkte. Eckeberg
forderte vom Land NRW eine
Bundesratsinitiative zwecks
Lösung, um die' "Kettendul-
dungen" zu beenden und hu-

manitäres Bleiberecht zu si-
chern.

Bereits zwei Mal seien Be-
troffene von der Stadt ange-
schrieben worden, aber nur
wenige hätten reagiert, sagte
Klencz. "Die Meisten verste-
hen das ja nicht", meinte ein
junger Mann im Publikum,
der die Schreiben als kompli-
ziert bezeichnete. Theore-
tisch könnten die Betroffenen
abgeschobe)l werden .• Beu

o .~.I~.~~..~~.g.~I..~..
• Beigeordneter Günter
Klencz hält eine Verlän-
gerung der Aufenthalts-
erlaubnis auf Probe um
maximal zwei Jahre für
realistisch. Die Bundes-
politiker fordert er auf,
klare Regelungen zu tref-
fen: "Eine KettenoProbe-
Aufenthaltserlaubnis,
das kann doch kein Dau-
erzustand sein."
• Die Innenministerkon-

ferenz befasst sich der-
zeit in Bremen mit· dem
Thema Altfallregelung.

. • Eingeladen zur umfas-
senden Diskussion, die

. moderiert wurde von
Jörg Klärner, Geschäfts-
führer des Caritasverban-
des Lünen, hatten der
Arbeitskreis "Flüchtlinge
in Lünen", der Caritas-
Verban~ Lünen, das Dia-
konische Werk Lünen,

~ das Multikulturelle Fo-
rum und die "Lüner Ini-
tiative gegen· globale Ar-
mut" (LIGA).
• Die Beteiligten wollen
die Gespräche konstruk-
tiv fortsetzen.
• Der Koalitionsvertrag

zwischen CDU und SPD
in Lünen wurde als posi-
tiv angesehen. Darin
wird u.a. ein "Arbeits-
kreis Flüchtlinge" unter
Beteiligung von Verwal-
tung, Parteien und Ver-
bänden angeregt.


